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Die Umfrageergebnisse im Überblick
Halten Sie den Vorschlag für gut oder nicht
gut, die Zahl der Landkreise zur Kosten-
einsparung zu reduzieren?
Angaben in Prozent

Wären Sie mit einer Zusammenlegung
Ihres Landkreises mit einem anderen
einverstanden?
Angaben in Prozent

%

guter Vorschlag
42

30
kein guter
Vorschlag

unentschieden
28

Trauen Sie Cem Özdemir zu, ein guter Ministerpräsident zu sein?
Angaben in Prozent

%

trauen Cem
Özdemir zu,
ein guter
Minister-
präsident
zu sein
53

22
trauen

ihm das
nicht zu

unentschieden
25

Was halten Sie vom Vorschlag: Aus Kosten-
gründen sollen Gemeinden mit weniger als
3000 Einwohnern zusammengelegt werden?
Angaben in Prozent

%

guter Vorschlag
59

21
kein guter
Vorschlag

unentschieden
20

Trauen Sie der neuen Landesregierung zu,
die Zukunftsprobleme Baden Württembergs
anzugehen?
Angaben in Prozent

%

traue das der
Regierung zu
38

33
traue ihr

das nicht zu

unentschieden
29

%

damit
einverstanden
50

27
nicht ein-

verstanden

unentschieden
23

Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 16 Jahre Quelle: Allensbach, IfD-Umfrage 6195/IIIGrafik: Locke

Grünen CDU SPD FDP AfDLinke

58
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56

55

53

52

46

43

41

35

31

30

28

28

26

Was sind die wichtigsten Aufgaben, um
die sich die neue Landesregierung in den
nächsten Jahren kümmern sollte?
Angaben in Prozent, Mehrfachnennungen möglich

Glauben Sie, dass es der neuen Landes-
regierung gelingen wird, die Wirtschaft
in Baden-Württemberg zu stärken?
Angaben in Prozent

Glauben Sie, dass die neue Landesregierung
weiteren Stellenabbau in der Automobil-
industrie verhindern kann?
Angaben in Prozent

ausreichend bezahlbarer
Wohnraum

Arbeitsplätze sichern

Wirtschaft stärken

Bürokratie abbauen

gute Gesundheits-
versorgung sicherstellen

Qualität der Schulen
verbessern

Bekämpfung
der Kriminalität

Straßen– und Schienen-
netz verbessern

effiziente Verwaltung

Umwelt– und
Klimaschutz fördern

Digitalisierung
vorantreiben

ausreichend Kinder-
betreuungsplätze

Ausbau von erneuer-
baren Energien fördern

In welchen Bereichen sollte Baden-
Württemberg mehr Geld ausgeben und
wo eher sparen?
Angaben in Prozent

90

88

81

78

77

76

67

66

66

64

28

18

10

12

19

22

23

24

33

34

34

36

72

82

Gesundheitseinrichtungen
wie Krankenhäuser

Ausstattung von Schulen

Kindergärten,
Kindertagesstätten

Wohnungsbau

Ausstattung der Polizei

Ausbau und Sanierung
von Straßen

Wissenschaft u. Forschung

Finanzielle Unterstützung
von Kommunen

Wirtschaftsförderung

Öffentlicher Nahverkehr

Kultureinrichtungen
wie Theater, Museen

Personal in der
Landesverwaltung

Mehr Geld ausgeben Sparen

wird gelingen glaube das nicht unentschieden

unentschieden

33 36 31 23

ja nein, ist weitgehend machtlos

22 55

Anhänger von:

Die Wunschliste korrespondiert mit der 
politischen Agenda der Befragten. Mehr als 
die Hälfte (56 Prozent) finden, dass das Land 
für ausreichend bezahlbaren Wohnraum 
sorgen sollte. Das Thema rangiert schon lan-
ge weit oben bei den Menschen im Land, ge-
folgt von den Aufgaben Arbeitsplätze si-
chern, Wirtschaft stärken und Bürokratie ab-
bauen. Die Gesundheitsversorgung und 
Schulen stehen auf Platz fünf und sechs.

Das Vertrauen in die Lösungskompetenz 
der Landesregierung ist dabei überschaubar. 
Nur 38 Prozent der Befragten trauen Grün-
Schwarz zu, die Zukunftsprobleme des Lan-
des anzugehen. 33 Prozent sind nicht der 
Auffassung. Bei der Fra-
ge, ob die Landesregie-
rung die Wirtschaft stär-
ken kann, dreht sich das 
Verhältnis: Nur noch 33 
Prozent glauben daran 
und 36 Prozent glauben 
nicht, dass dies gelingt.

Sowohl Ministerpräsi-
dent Cem Özdemir (Grü-
ne) als auch sein Vize Manuel Hagel (CDU) 
hatten das Thema Wirtschaft im Wahlkampf 
hochgehängt. In seiner ersten Regierungs-
erklärung nannte Özdemir die Wirtschaft als 
„Thema Nr. 1“. „Baden-Württemberg wirt-
schaftlich zu erneuern, die Bremsen zu lösen 
und Investitionen zu ermöglichen. Das ist 
die zentrale Aufgabe für die kommenden 
Jahre“, sagte er im Mai im Landtag. Noch vor 
der Sommerpause will Özdemir ein Gesetz 
zum Bürokratieabbau umsetzen. Genehmi-
gungsverfahren sollen beschleunigt, außer-
dem soll ein Zukunftsfonds aufgesetzt wer-
den, um Firmen im Umbruch über schwierige 
Phasen hinweg zu helfen.

Die Befragten im BaWü-Check trauen der 
Landesregierung auch beim Thema Stellen-
abbau in der Automobilindustrie wenig zu. 
55 Prozent der Befragten halten die Landes-
regierung an der Stelle für weitgehend 
machtlos. Und auch beim Bürokratieabbau 
gibt es Zweifel: Lediglich 22 Prozent glau-
ben, dass es der grün-schwarzen Landesre-
gierung gelingen wird, spürbar Bürokratie 
abzubauen. Gut die Hälfte hält das nicht für 
realistisch. Die größten Zweifel haben An-
hänger der AfD und der Linken. Die eigenen 
Rechte wollen viele Bürgerinnen und Bürger 
aber auch nicht beschnitten sehen, um Ge-
nehmigungen und Verfahren zu beschleuni-
gen: 41 Prozent halten es für falsch, die Ein-
spruchsmöglichkeiten bei großen Infra-
strukturmöglichkeiten wieder zu reduzie-
ren, nur 37 Prozent sind dafür.

Insgesamt startet die grün-schwarze 
Landesregierung allerdings mit einem Ver-
trauensvorschuss in ihre erste Legislaturpe-
riode unter Ministerpräsident Cem Özdemir. 
Ihm trauen 53 Prozent der Befragten zu, ein 
guter Ministerpräsident zu werden. Zum 
Vergleich: Winfried Kretschmann (Grüne) 
kam zum Ende seiner 15-jährigen Amtszeit 
im BaWü-Check im Februar auf 50 Prozent. 
Dabei sind nicht nur Anhänger der Grünen 
überzeugt. Auch bei Unterstützern der CDU 
(58 Prozent), der SPD (70 Prozent), der FDP 
(54 Prozent) und der Linken (56 Prozent) 
kann der neue Ministerpräsident punkten. 
Unter AfD-Anhängern sind es 14 Prozent.

Was die Zusammenarbeit zwischen Grü-
nen und CDU angeht, glauben 41 Prozent, 
dass die neuen alten Koalitionäre gut koope-
rieren werden, während 32 Prozent denken, 
dass es viel Streit geben wird. Nach dem eher 
schwierigen Start in die Sondierungsver-
handlungen und einzelnen Scharmützeln 
während der Koalitionsverhandlungen sind 
bislang keine größeren Konflikte aus dem 
Regierungsumfeld bekannt geworden.

Das 
Vertrauen in 
die Lösungs-
kompetenz 
der Landes-
regierung ist 
etwas dürftig. 

Von Annika grah

Suttgart. Es war ein weitreichender Vor-
schlag, mit dem Manuel Hagel (CDU) im 
Wahlkampf Schlagzeilen machte. Im No-
vember 2024 hatte er sich bei einer Veran-
staltung für eine Verwaltungsreform ausge-
sprochen: Zwei Verwaltungsebenen sollten 
wegfallen. Doch ausformuliert wurde der 
Vorschlag von dem CDU-Politiker bislang 
nicht. Lediglich die FDP, die es am Ende gar 
nicht in den Landtag schaffte, versuchte, mit 
entsprechenden Ideen im Wahlkampf zu 
punkten. So wollten die Liberalen kleinen 
Kommunen und Landkreisen Anreize für 

freiwillige Zusammen-
schlüsse bieten.

Solche Ideen fielen in 
der Wählerschaft auf 
fruchtbaren Boden, wie der 
aktuelle BaWü-Check 
zeigt: 42 Prozent der 1006 
Befragten halten die Zu-
sammenlegung von Land-

kreisen für einen guten Vorschlag, 30 Pro-
zent wären dagegen. Geht es um den eigenen 
Landkreis, ist die Zustimmung sogar noch 
höher. Die Hälfte der Befragten wäre damit 
einverstanden, wenn der eigene Landkreis 
mit einem anderen zusammengelegt würde, 
27 Prozent wären dagegen. Das Institut für 
Demoskopie in Allensbach befragte im Auf-
trag baden-württembergischer Tageszei-
tungen im Juni 1006 Menschen im Alter ab 
16 Jahren. Die Stichprobe ist repräsentativ 
für die Bevölkerung in Baden-Württemberg.

Geht es um die Zusammenlegung kleiner 
Gemeinden, fällt die Zustimmung sogar 
noch größer aus. Den Vorschlag, Gemeinden 
mit weniger als 3000 Einwohnern mit ande-
ren Kommunen zusammenzufassen, finden 
59 Prozent sinnvoll. Nur ein Fünftel der Be-
fragten (21 Prozent) spricht sich dagegen 
aus. Wenig überraschend ist, dass die Zu-
stimmung in Städten – Großstädte (64,4 
Prozent), Mittelstädte (59,6 Prozent), Klein-
städte (62,1 Prozent) – höher ausfällt als in 
Dörfern mit 46,1 Prozent.

Bislang sind solche Pläne aus der grün-
schwarzen Koalition noch nicht bekannt. 
Auch bei den Koalitionsverhandlungen war 
eine mögliche Verwaltungsreform dem Ver-

nehmen nach kein The-
ma. Das Land will aber 
mit den Kommunen eine 
Zukunftskommission 
einrichten, in der über 
grundlegende Entschei-
dungen für Städte, Land-
kreise und Gemeinden 
diskutiert werden soll. Bis 
Ende 2026 soll – so steht 

es im Koalitionsvertrag – außerdem ein Zu-
kunftsbündnis geschlossen werden, das kon-
krete Vorschläge zum Bürokratieabbau ma-
chen soll. Ob dann auch über eine Verwal-
tungsreform gesprochen wird, ist offen.

Kürzen will die Landesregierung aller-
dings auf jeden Fall bei sich selbst. In der 
„zentralen Verwaltung“ sollen bis zum Ende 
der Legislaturperiode im Jahr 2031 fünf Pro-
zent der Stellen wegfallen. Was genau die 
zentrale Verwaltung umfasst, ist noch nicht 
festgelegt. Und zum Regierungsstart hatten 
Grüne und CDU sich selbst erst einmal je 30 
zusätzliche Stellen in eigenen Ministerien 
zugesagt. Finanzminister Danyal Bayaz 
(Grüne) beteuerte aber zuletzt, die Landes-
regierung halte am Abbauziel weiter fest. 
Konzepte dafür seien in Arbeit.

Das ist auch gut so. Denn vier von fünf Be-
fragten im BaWü-Check finden, dass das 
Land Personal einsparen sollte. Der zweite 
Bereich, in dem ein großes Sparpotenzial ge-
sehen wird, sind Kultureinrichtungen. 72 
Prozent der Befragten finden, dass hier we-
niger Geld ausgegeben werden sollte. Mehr 
Geld soll hingegen in Gesundheitseinrich-
tungen wie Krankenhäuser (90 Prozent Zu-
stimmung) fließen, in die Ausstattung von 
Schulen (88 Prozent) und Kindergärten (81 
Prozent). Auch Mehrausgaben für Woh-
nungsbau (78 Prozent) und Straßen (76 Pro-
zent) werden von einer Mehrheit befürwor-
tet. Zwei Drittel finden, dass mehr Geld für 
Kommunen und Wirtschaftsförderung sowie 
für die Wissenschaft ausgegeben werden 
sollte. Angesichts sinkender Steuereinnah-
men ist allerdings fraglich, ob das Land für all 
diese Bereiche mehr Geld zur Verfügung 
stellen kann. Die Haushaltsberatungen im 
Herbst dürften von einem harten Spardiktat 
bestimmt sein.

Weniger Landkreise und Gemeinden
Das Land muss sparen, sind die 
Befragten im aktuellen BaWü-
Check der baden-württembergi-
schen Tageszeitungen überzeugt. 
Am besten bei sich selbst.

Gut die Hälfte der Befragten traut dem Grünen-Politiker Cem Özdemir zu,  ein guter Minister-
präsident zu werden. Foto: imago/Bernd Elmenthaler

Umfrage Der BaWü-Check ist eine mehr-
mals im Jahr durchgeführte Umfrage vom 
Institut für Demoskopie Allensbach im Auf-
trag der baden-württembergischen Tages-
zeitungen.  

Methode Das Institut für Demoskopie in Al-
lensbach hat vom 16. bis 24. Juni 1006 Men-
schen im Alter ab 16 Jahren befragt. Die 
Stichprobe ist repräsentativ für die deutsche 
Bevölkerung in Baden-Württemberg. Die Be-
fragten erhalten per E-Mail eine Einladung 
zum Ausfüllen eines Online-Fragebogens, 
der dieses Mal 13 Fragen enthielt. 

Stichprobe Die Befragten sind Mitglied 
eines Online-Panels. Die Stichprobe wurde 
durch eine nach Geschlecht, Alter, Schulab-
schluss und Regierungsbezirk geschichtete 
Zufallsauswahl gezogen. Die Stichprobe 
wurde gewichtet, dabei wurde sich nach 
den Zahlen des Mikrozensus 2025 orientiert, 
und sie ist repräsentativ.  red

BaWü-Check

Die Landes-
regierung will 
auf jeden 
Fall bei sich 
selber den 
Rotstift 
ansetzen.

BaWü-
Check

    Auf gut Schwäbisch   

Machad   d’Wäffzga  
net schalluuu!
   Von Tom Hörner     

Inge Ehrhardt aus  Gerlinga hat eine interes-
sante Entdeckung in einer schwäbischen Re-
zeptsammlung gemacht: „Kennt jemand den 
Begriff ‚ein Schugger Milch‘? Steht in schwä-
bischen Rezepten. Es  gab schon Nichtschwa-
ben, die im Supermarkt nach Schuggermilch 
gesucht haben...“ Anmerkung der Redak-
tion: Uns ist der Schugger auch aus einem al-
ten Schlager von Peter Kraus ein Begriff. 
Schugger, Schugger, Baby.

Zum Ausspruch „Das verträgt’s Schnaufa 
net“ merkt Uwe Wieland an: „Zu dem  Aus-
spruch fallt mir ei, dass mir des sagt, wenn 
äbbes geheim bleiba soll. Môr’s also so lais 
saga muaß, dass môr et amol dôr Luft dabei 
ganga heert. Also leiser als flüstern und auch 
noch leiser als wispern. ’S därf neamôrd wis-
sa, ond au net merga, dass môr dôrfo oddr 
driebôr schwätzt.“

Winifred Laitner schickt „Grüße an 
Deutschland“ und schreibt zum Mairübla-
Rezept: „Hier in Amerika kann man sie auch 
das ganze Jahr kaufen. Mein Mann und ich 
essen sie sehr gerne. Ich hatte sie auch da-
heim als Kind. Als ich mit meiner Freundin 
darüber sprach, musste ich hören, dass sie 
und ihre Geschwister (große Familie aus 
Schlesien) die Rüble gegen den Durst zum 
Essen bekamen. Interessant, oder?“

„’s isch richdig Sommer“, schreibt  Britta 
Willhaus, „ond des merkt mr au dø drø, dass 
d’Wäffzga meh werdad. Ond wenn se om oin 
romschwirrad, nø sodd mr se oifach nøhogga 
lassa, dia fliagad von alloi widdr weg. Wenn 
mr nemmlich middam Muggabadschr rom-
wedelt, macht mr se bloß schalluuu.“

Der Beitrag von Peter Harrer aus Stutt-
gart-Hofen belegt, dass Humor oft von Miss-
verständnissen lebt: „Vor Langem besuchten 
wir bei einem Urlaubsaufenthalt in einem 
oberitalienischen Städtchen einen Markt, 
auf dem neben vielen anderen Dingen auch 
Pfaff-Nähmaschinen angeboten wurden. 
Meine Frau zeigte sich als Schneiderin inte-
ressiert und fragte den  etwas Deutsch spre-
chenden Anbieter: ‚Was verlanget se denn 
für so a Maschee, beschdimmt 300 Euro?‘ 
Spontan antwortete dieser: ‚No, no, meno.‘ 
Darauf fragte meine Frau  entsetzt: ‚Was, 
meh no?‘ Zur Belustigung aller  Anwesenden 
stellte sich aber heraus, dass der Italiener mit 
seinem ‚no, no, meno‘ natürlich ‚nein, weni-
ger‘ zum Ausdruck bringen wollte. 

So isch no au wiedr, wenn mr au beim uff-
merksam Zuahorcha emmr no Schwäbisch 
denkt. Trotzdem wurde aus dem Geschäft 
nichts und der Italiener nahm es mit Humor, 
zumal er, wie er dann kundtat, schon mal in 
Stuttgart gearbeitet hatte.“

  
Der schwäbische Spruch des Tages kommt 
von Rudi Clauss aus Esslingen: Wenn mor 
äbber verseggla will, sagd mor au gern ,Dem 
due’s Haii ( Heu) raah‘.“  

→    Schreiben Sie uns:    
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Stuttgart,  Stichwort:     Schwäbisch, Fax: 07 11 / 
72 05 - 14 01; E-Mail: schwaebisch@stzn.de   

Täglich neu: Landestypisches für 
Einheimische und Reigschmeckte  

Leiche eines jungen Deutschen 
geborgen
Como. Ein deutscher Tourist ist im nordita-
lienischen Argegno am Comer See tödlich 
verunglückt. Der 19-Jährige stammte aus 
Tübingen. Laut der Nachrichtenagentur An-
sa stürzte der 19-Jährige am Wochenende 
mehrere Meter  tief in ein Bachbett, nach-
dem er eine Absperrung überstiegen hatte, 
als er einem  Ball hinterherlief. Dabei erlitt er 
tödliche Verletzungen. Zwei  Wanderer ent-
deckten den Toten im Wildbach Telo.  Die  
Carabinieri untersuchen den Unfall.  dpa

Autofahrer stirbt nach der 
Kollision mit einem Zug
Gengenbach. Ein Autofahrer ist am Mitt-
woch an einem Bahnübergang in Gengen-
bach (Ortenaukreis) mit einem durchfahren-
den Zug kollidiert und noch an der Unfall-
stelle gestorben. Der Verkehr auf der 
Schwarzwaldbahn wurde unterbrochen. Der 
Zug fuhr nach ersten Maßnahmen der Spu-
rensicherung in den nächstgelegenen Bahn-
hof. Dort wurden die Reisenden betreut und 
von der Polizei befragt.  Die Ermittlungen 
zum genauen Unfallhergang laufen.   dpa

Kurz berichtet


